
also eine generelle Schuldvermutung des Werktätigen. 
Diese Auffassung nimmt nicht wunder, wenn man 
ihrem Ursprung nachgeht. So sagt Paul z. B.:

„Eigentlich liegt es schon in der Natur der Sache, 
daß derjenige, der für einen anderen die Verwal
tung eines Warenlagers vertraglich übernimmt, für 
die dabei auftretenden Verluste einstehen muß, 
sofern er nicht in der Lage ist, seine Unschuld nach
zuweisen.“ 10 11)

Diese Argumentation ist nicht neu. Beispielsweise 
heißt es in einer Anmerkung von H u e c k zu einer 
Entscheidung eines Arbeitsgerichts aus dem Jahre 1936:

„Das vorstehende Urteil geht zutreffend davon 
aus, daß grundsätzlich derjenige, der für einen 
anderen vertraglich die Verwaltung eines Waren
lagers übernimmt, für Fehlbestände einstehen muß, 
solange er nicht seinerseits den Mangel eines Ver
schuldens nachweist.“ u)

Auch mit anderen „Begründungen“ für eine generelle 
Umkehr der Beweislast wurde nicht gespart.

Rothe12), der differenzieren will zwischen Fällen, 
in denen ein „privates Vertragsverhältnis“ besteht, und 
solchen, in denen Schadensersatzansprüche auf Grund 
„öffentlich-rechtlicher Bestimmungen“ gegeben sind, 
ist ebenfalls der Meinung, daß der Werktätige sein 
Nichtverschulden beweisen müsse, um sich von der Ver
antwortlichkeit zu befreien. Rothe folgert dann, daß 
„heute die Grundgedanken der Haftung, wie sie uns 
in der Verwaltung (wo ebenfalls nur ein Arbeitsver
hältnis zugrunde liegt) entgegentreten, analog auch 
für unsere volkseigene Wirtschaft, den volkseigenen 
Handel und Konsum als Maßregel“ (?) erklärt werden 
mußten, und er scheut sich nicht, seine Begründung 
gleichermaßen auf das österreichische Verwaltungsge
setz von 1925 und die marxistische Definition des 
Rechts, wie sie die Sowjetwissenschaft geprägt hat, 
zu stützen.

H i n t z e13) vertritt zwar ebenfalls die Meinung, daß 
der Betrieb dem Arbeiter oder Angestellten ein Ver
schulden nicht nachzuweisen brauche. Indem er aber 
darauf hinweist, daß die Frage nach der Beweislast 
nur aus dem Inhalt des Arbeitsrechtsverhältnisses 
richtig entschieden werden könne, berührt er den Kern 
der Sache. Die Frage der Beweislast ist nämlich kei
neswegs eine formale, „technische“ Frage, sondern sie 
kann nur aus der Erkenntnis der Funktionen der mate
riellen Verantwortlichkeit heraus gelöst werden. -

Ist es aber tatsächlich so, daß die Anwendung der 
generellen Beweislastregel „dem Inhalt der Beweis
last, wie er sich im Zusammenhang mit dem arbeits
rechtlichen Verhältnis darstellt“, widerspricht? Das ist 
m. E. nicht der Fall. Die Praxis und die Analyse 
der Rechtsprechung der Arbeitsgerichte zeigen, daß 
bei den Betrieben, vor allem im Handel, die Tendenz 
besteht, in jedem Falle, so unbegründet es oft auch 
sein mag, den Werktätigen für den entstandenen 
Schaden verantwortlich zu machen. Und die andere 
Seite dieser Tendenz ist, damit die persönliche Ver
antwortung und Verantwortlichkeit von den leitenden 
Angestellten des Betriebes auf die Arbeiter und 
Angestellten abzuwälzen. Gerade die leitenden An
gestellten sind aber dafür verantwortlich, daß die 
Arbeit richtig organisiert wird und die Bedingun
gen geschaffen werden, die eine Schädigung des 
sozialistischen Eigentums ausschließen oder doch 
auf ein Mindestmaß beschränken. Diese Bedingun
gen fehlen im Handel noch sehr oft, und deshalb 
ist die Entstehung von Schäden durchaus nicht immer 
die Folge nachlässiger Arbeit der Arbeiter und Ange
stellten, sondern der leitenden Angestellten, Funktio
näre und Organe. Eine generelle Umkehr der Beweis
last würde der Tendenz, die Verantwortung der leiten
den Angestellten auf die Arbeiter und Angestellten 
abzuwälzen, weiter Vorschub leisten. Sie würde die 
Betriebsleitungen der Verpflichtung entheben, die Ur
sachen der Entstehung von Schäden aufzudecken, die 
Organisation der Arbeit kritisch zu überprüfen und 
Fehler und Mängel zu beseitigen, eben weil die Ar-

10) Arbeit und Sozialfürsorge 1951 S. 107.
11) ArbR-Samml. Bd. 28 LAG S. 177 (181/82).
12) a. a. O.
iS) a. a. O.

beiter und Angestellten ja in jedem Fall haften, wenn 
es ihnen nicht gelingt, nachzuweisen, daß sie an dem 
entstandenen Schaden kein Verschulden trifft.

Es ist klar, daß eine solche Regelung der Beweislast 
den Funktionen der materiellen Verantwortlichkeit 
nicht gerecht wird. Sie setzt nicht das Prinzip der 
persönlichen Verantwortung und Verantwortlichkeit 
auch bei den Leitungen durch, sondern begünstigt die 
Verantwortungslosigkeit. Eine derartige Beweislastregel 
ist nicht geeignet, der Verbesserung der Organisation 
der Arbeit, sondern eher der Aufrechterhaltung von 
Mißwirtschaft zu dienen. Eine solche Regelung dient 
schließlich nicht der Erziehung der Arbeiter und An
gestellten zu hohem Verantwortungsbewußtsein, son
dern lähmt die Verantwortungsfreudigkeit unserer 
Werktätigen.

Man soll nicht einwenden, den Betrieben würde durch 
die Verpflichtung, das Verschulden der Werktätigen 
zu beweisen, zu viel zugemutet. Die grundsätzliche 
Richtigkeit dieser generellen Beweislastregel ergibt sich 
doch schon daraus, daß die Betriebsleitungen verpflichtet 
sind, die Arbeit richtig zu organisieren, die Verant
wortungsbereiche und damit die Pflichten der Werk
tätigen klar festzulegen, ihre Arbeit anzuleiten und 
zu kontrollieren, den Arbeitsprozeß in allen Einzel
heiten zu verfolgen und zu überwachen, kurz, wirklich 
konkret und nicht vom grünen Tisch her zu leiten. 
Hier gilt das, was Stalin von den Wirtschaftlern for
dert, nämlich alle Einzelheiten und „Kleinigkeiten“ 
der Arbeitsorganisation zu studieren, mit dem Fehlen 
der persönlichen Verantwortlichkeit wirklich Schluß zu 
machen.1'1) Je mehr die Leitungen der Betriebe diesen 
Forderungen nachkommen, desto eher werden sie in 
der Lage sein, den Beweis des Verschuldens eines 
Werktätigen an einem Schaden zu führen. Die Anferti
gung von Protokollen an Ort und Stelle, die den Um
fang des Schadens, die Ursachen seiner Entstehung und 
nähere Einzelheiten des Falles festhal+en und von den 
Beteiligten sowie anderen in Frage kommenden Per
sonen zu unterschreiben sind, können die Beweisfüh
rung erleichtern.15)

Es ergibt sich also, daß bei der arbeitsrechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit grundsätzlich die allge
meine Beweislastregel anzuwenden ist, wonach der Be
trieb Eintritt und Höhe des Schadens sowie die Vor
aussetzungen der Verantwortlichkeit, den Kausalzu
sammenhang und das Verschulden des Werktätigen zu 
beweisen hat.10) Dieser Grundsatz schließt aber nicht 
aus, daß zwischen den Betrieben und einem bestimm
ten Kreis von Angestellten besondere Verträge abge
schlossen werden, in denen diese Angestellten die volle 
materielle Haftung für schuldhaft verursachte Fehl
bestände übernehmen: auf Grund eines solchen
Vertrages kann dann im e i n z e l n e n  F a l l  eine 
Umkehr der Beweislast stattfinden. Hierbei kann 
es sich immer nur um bestimm+e Angestellte han
deln, denen eine besondere Verantwortung für 
Geld oder Waren, die ihnen zu eigener Verant
wortung übergeben worden sind, obliegt; außerdem 
müssen die Art der Tätigkeit und ihre Bedingungen 
eine präzise Abgrenzung der Verantwortungsbereiche 
ermöglichen, wie das z. B. bei Kassierern und Kassen
verwaltern. Garderobenfrauen. Verkäuferinnen in Ein
zelverkaufsstellen usw. der Fall ist. Das Problem ist 
hier, diesen Personenkreis verantwortungsbewußt fest
zulegen. Einer ungerechtfertigten Erweiterung dieses 
Personenkreises oder gar einer generellen Umkehr der 
Beweislast, wie sie ln den genannten Beiträgen ge
fordert wird und wie sie auch schon in einzelnen Fällen 
zur Praxis der Arbeitsgerichte geworden 1st, muß 
jedenfalls auf das schärfste widersprochen werden, da 
dies den Funktionen der arbeitsrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit widerspricht*).

H) Fragen des Leninismus, Moskau 1946, S. 412.
15) Paul hat in seinem Ergänzungsartikel in Arbeit und 

Sozialfürsorge 1952 S. 83 ausgezeichnete Anregungen gegeben. 
Für den Handel siehe vor allem: Serebrjakow, Organisation 
und Technik des Sowjethandels, Berlin 1952, S. 299, 518, 
543'44.

16) Auch das sowjetische sozialistische Arbeitsrecht kennt 
keine generelle Umkehr der Beweislast. Allerdings können mit 
bestimmten Angestellten mit erhöhter Verantwortung be
sondere Verträge abgeschlossen werden, auf Grund deren u. a. 
eine Umkehr der Beweislast stattfindet. Vgl. Lehrbuch des so
wjetischen Arbeitsrechts, Berlin 1952, S. 277.

*) vgl. hierzu auch das auf S. 118 dieses Heftes abgedruckte 
Urteil des LAG Berlin vom 9. Mai 1952.
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